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1 0 5 . Verordnung: Erklärung bestimmter Länder zu begünstigten Ländern der Gruppe II der Anlage C
zum Präferenzzollgesetz

1 0 6 . Verordnung: Atemalkoholmeßgeräte
107 . Kundmachung: Aufhebung des § 6 Abs. 1 erster und zweiter Satz der Satzung des Versorgungsfonds

der Bundeskammer der Tierärzte Österreichs sowie der Beschlüsse der Hauptver-
sammlung der Bundeskammer der Tierärzte Österreichs, mit denen die Fondsumla-
gen für Mitglieder festgesetzt wurden, durch den Verfassungsgerichtshof

105. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 11. März 1987, mit der
bestimmte Länder zu begünstigten Ländern
der Gruppe II der Anlage C zum Präferenz-

zollgesetz erklärt werden

Auf Grund des § 3 Abs. 3 des Präferenzzollgeset-
zes 1982, BGBl. Nr. 487/1981, wird im Einverneh-
men mit dem Bundesminister für Auswärtige Ange-
legenheiten, dem Bundesminister für Handel,
Gewerbe und Industrie und dem Bundesminister
für Land- und Forstwirtschaft verordnet:

§ 1. Die bisher in der Gruppe I der Anlage C
zum Präferenzzollgesetz angeführten Länder
Republik Kiribati, Islamische Republik Maureta-
nien und Tuvalu werden zu begünstigten Ländern
der Gruppe II der Anläge C zum Präferenzzollge-
setz erklärt.

§ 2. Diese Verordnung tritt mit 1. April 1987 in
Kraft.

Lacina

106. Verordnung des Bundesministers für
öffentliche Wirtschaft und Verkehr vom

12. März 1987 über Atemalkoholmeßgeräte

Auf Grund des § 5 Abs. 11 der Straßenverkehrs-
ordnung 1960, BGBl. Nr. 159, in der Fassung der
13. StVO-Novelle, BGBl. Nr. 105/1986, wird ver-
ordnet:

§ 1. Als Geräte, die geeignet sind, den Alkohol-
gehalt der Atemluft zu messen und entsprechend
anzuzeigen (§ 5 Abs. 2 a lit. b StVO), werden bis
auf weiteres folgende Atemalkoholmeßgeräte
bestimmt:

a) Hersteller: Lion Laboratories Ltd.
Gerätebezeichnung: „LION Alcometer
EBA"

b) Hersteller: Siemens AG.
Gerätebezeichnung: „Alcomat M 52052/
A l5"

§ 2. (1) Die Behörde darf zur Untersuchung der
Atemluft auf Alkoholgehalt mit den in § 1 bestimm-
ten Geräten nur hiefür besonders geschulte und in
der Überwachung der Einhaltung straßenpolizeili-
cher Vorschriften tätige Organe der Bundessicher-
heitswache, der Bundesgendarmerie oder, wenn
einer Gemeinde die Handhabung des § 5 Abs. 2 a
lit. b StVO übertragen worden ist (§ 94 c Abs. 1
StVO), des Gemeindewachkörpers dieser
Gemeinde ermächtigen.

(2) Der Inhalt der Ermächtigung ist in einer dem
Organ zu übergebenden Urkunde anzuführen. Das
Organ ist verpflichtet, bei der Amtshandlung diese
Urkunde auf Verlangen jener Person, deren Atem-
luft untersucht werden soll, vorzuweisen.

(3) Die Untersuchung der Atemluft auf Alkohol-
gehalt ist entweder am Ort der Amtshandlung oder
bei der Dienststelle des ermächtigten Organs unter
größtmöglicher Schonung des Ansehens der Person
vorzunehmen.

§ 3. Die Schulung (§ 2) hat sich
a) auf die Feststellung der gesetzlichen Voraus-

setzungen für die Vornahme der Untersu-
chung der Atemluft auf Alkoholgehalt und
auf die Bedeutung des Ergebnisses dieser
Untersuchung für die betroffene Person und

b) auf die Wirkungsweise, die Handhabung und
die zweckmäßige Anwendung der in § 1
bestimmten Geräte sowie auf die Auswertung
des Ergebnisses der Atemluftuntersuchung
mit einem solchen Gerät

zu erstrecken.
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§ 4. Die Verordnung des Bundesministeriums für
Handel und Wiederaufbau vom 1. Jänner 1961,
BGBl. Nr. 3, über die Untersuchung der Atemluft
auf Alkoholgehalt bleibt unberührt.

Streicher

107 . Kundmachung des Bundesministers für
Gesundheit und Umweltschutz vom 6. März
1987 über die Aufhebung des § 6 Abs. 1 erster
und zweiter Satz der Satzung des Versorgungs-
fonds der Bundeskammer der Tierärzte Öster-
reichs sowie der Beschlüsse der Hauptver-
sammlung der Bundeskammer der Tierärzte
Österreichs vom 1. April 1978, vom 31. März
1979 und vom 29. März 1980, mit denen die
Fondsumlagen für Mitglieder festgesetzt wur-

den, durch den Verfassungsgerichtshof

Gemäß Art. 139 Abs. 5 B-VG und §§ 60 und 61
des Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953, BGBl.
Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 10. Dezember 1986, Zl. G 140/86-6 bzw.
V 63-66/86-8, dem Bundesminister für Gesundheit
und Umweltschutz zugestellt am 26. Feber 1987,

1. § 6 Abs. 1 erster und zweiter Satz („Die Höhe
der Fondsumlagen wird von der alljährlichen
ersten Hauptversammlung der Bundeskam-
mer in der Regel für die Dauer eines
Geschäftsjahres festgesetzt, sie richtet sich
nach dem voraussichtlichen Bedarf des Fonds
und nach dem betreffenden Personenkreis.
Die Beitragsleistung ist nach der Altersgliede-
rung der Fondsmitglieder zu differenzieren,
wobei der Wert vom Kuratorium nach versi-
cherungsmathematischen Grundsätzen zu

errechnen ist.") der Satzung des Versorgungs-
fonds der Bundeskammer der Tierärzte
Österreichs, beschlossen gemäß §§ 61 bis 67
des Tierärztegesetzes in der Hauptversamm-
lung der Bundeskammer der Tierärzte Öster-
reichs am 27. März 1976, (kundgemacht in
der Sondernummer der Österreichischen
Tierärztezeitung vom Dezember 1977);

2. den Beschluß der Hauptversammlung der
Bundeskammer der Tierärzte Österreichs
vom 1. April 1978, mit dem ab 1. Juli 1978 die
Fondsumlagen für Mitglieder unter 35 Jahren
mit 750 S und für Mitglieder über 35 Jahren
mit 1 050 S festgesetzt wurden (kundgemacht
in der Österreichischen Tierärztezeitung,
31. Jahrgang, Juli 1978);

3. den Beschluß der Hauptversammlung der
Bundeskammer der Tierärzte Österreichs
vom 31. März 1979, mit dem die Höhe der
Fondsumlagen ab 1. Juli 1979 für Mitglieder
unter 35 Jahren mit 840 S und für Mitglieder
über 35 Jahren mit 1 180 S festgesetzt wurde
(kundgemacht in dem an alle Tierärzte ergan-
genen Rundschreiben der Bundeskammer der
Tierärzte Österreichs vom Mai 1979);

4. den Beschluß der Hauptversammlung der
Bundeskammer der Tierärzte Österreichs
vom 29. März 1980, mit dem die Fondsumla-
gen ab 1. Juli 1980 in der Höhe wie im
Beschluß vom 31. März 1979 (Z 3) festgesetzt
wurden (kundgemacht in dem an alle Tier-
ärzte ergangenen Rundschreiben der Bundes-
kammer der Tierärzte Österreichs vom Mai
1980)

als gesetzwidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des
30. November 1987 in Kraft.

Flemming


